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1. Körperschaftssteuer 
Eine Eu-einheitliche Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer wird es kaum ge-
ben.  Allein in Deutschland würden multinationale Konzerne bis zu 3,2 Mrd. Euro (12,5%) weni-
ger an Bund, Länder und Gemeinden abführen. Europaweit würde das Steueraufkommen aus 
Konzerngewinnen um etwa 4,5% sinken. Eine Einigung auf eine entsprechende EU-Richtlinie 
ist daher unwahrscheinlich. Durch die Harmonisierung der Bemessungsgrundlagen soll verhin-
dert werden, dass internationale Unternehmen steuerpflichtige Gewinne in Niedrigsteuerländer 
verlagern. Die Spanne der Steuersätze reicht heute in der EU von 10% in Zypern bis 35% in 
Malta.  Über die Folgen einer einheitlichen Berechnungsgrundlage berichtete das Handelsblatt 
am 3.3.2008. Grundlage ist eine wissenschaftliche Analyse der Uni Göttingen (Andreas Poppe), 
die Daten von 130 000 Unternehmen untersucht und die steuerpflichtigen Gewinne zu gleichen 
Teilen nach dem Verhältnis der Lohnsumme, des Umsatzes und des Anlagevermögens auf die 
Steuerhoheiten verteilt hat. Der Beitrag im Handelsblatt vom 3. März  unter

http://www.handelsblatt.com/News/Politik/Deutschland/_pv/_p/200050/_t/ft/_b/1398522/default
.aspx/neue-steuerregel-bedroht-deutschen-etat.html

2. SMS – Kosten
SMS aus dem Urlaub sollen billiger werden. Die Kosten der Versendung von SMS im Inland 
betragen in der EU zwischen 5 und 10 Cent, werden sie aus dem Auslandsurlaub in die Heimat 
versandt jedoch zwischen 29 und 50 Cent. Die Kommission hatte bereits 2007 die Roaming-
kosten für Handytelefonate ins Ausland  drastisch gesenkt. Nun sollen auf freiwilliger Basis bis 
zum 01. Juli 2008 auch die Roamingpreise für SMS auf maximal drei Cent oberhalb der inner-
staatlichen Kosten  - also maximal auf einen Endkundenpreis von 12 Cent pro SMS - gesenkt 
werden; andernfalls will die Kommission bis Ende 2008 per Verordnung eine deutliche Preis-
senkung durchsetzen. Mehr zu diesem Thema (englisch) unter:

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=SPEECH/08/70&format=HTML&aged
=0&language=EN&guiLanguage=en

3. CO2 – Ziel übertreffen (Termin  30.04.2008)

Die Städte sollen freiwillig die CO2-Emissionen um mehr als 20% senken. Das ist das Ziel 
eines von der Kommission am 29.01.2008 gegründeten und koordinierten  Konvents der Bür-
germeister/Innen. Die beitretenden Städte sollen sich verpflichten, über die Ziele der EU zur 
CO2-Senkung für 2020 hinauszugehen. Die in den im Konvent vertretenen Kommunen sollen 
Energie-Tage organisieren und die Konventsmitglieder sollen an dem jährlichen europäischen 
Konventstreffen teilnehmen. Schließlich soll der Tätigkeit des Konvents in den Förderprogram-
men Priorität eingeräumt werden. Die Überwachung und Überprüfung erfolgt durch jährliche 
Bewertungsberichte. Der endgültige Text für den Konvent wird derzeit im Rahmen einer öffentli-
chen Konsultation erarbeitet. Die Teilnahme an der Konsultation ist bis zum 30.04.2008 mög-
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lich. Die Schlussfassung soll am 30.06.2008 veröffentlicht werden. Der Entwurf des Textes so-
wie weitere Informationen zum Konvent können unter 

http://ec.europa.eu/energy/climate_actions/mayors/doc/mayors_covenants_de.pdf
abgerufen werden. Weitere Einzelheiten (englisch) unter 

http://ec.europa.eu/energy/climate_actions/mayors/index_en.htm

4. Meeresverschmutzung
Die Kommission bereitet wirksame  Sanktionen gegen  Meeresverschmutzer vor. Durch eine  
Richtlinie soll eine bestehende Regelung ersetzt werden, die vom Europäischen Gerichtshof für 
nichtig erklärt worden ist. Zum Schutz vor Meeresverschmutzung durch illegale Entsorgung von 
Öl und anderen gefährlichen Abfällen sollen die Mitgliedsländer gezwungen werden, die ver-
antwortlichen Kapitäne und Reeder strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen. Die Richtlinie 
verpflichtet daher die Mitgliedsländer gegen verantwortliche Schiffsbetreiber, zu deren Gunsten 
die Meeresverschmutzung begangen worden ist, mit abschreckenden Sanktionen vorzugehen. 
Die Richtlinie soll auch die Möglichkeit eröffnen, Vertragsverletzungsverfahren gegen Mitglied-
staaten einzuleiten, die nicht entschieden genug gegen die Verantwortlichen vorgehen. Die 
Pressemitteilung der Kommission unter

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/420&format=HTML&aged=0&l
anguage=DE&guiLanguage=de

5. Gläubigerschutz
In der EU soll das Schuldnervermögen transparenter werden. Mit einem Grün-buch hat die 
Kommission eine  Konsultation zu der Frage eingeleitet, wie der Gläubiger innerhalb einer an-
gemessenen Frist zuverlässige Auskünfte über das Vermögen seines Schuldners in einem an-
deren Mitgliedstaat erhält. Das Auskunfts-recht der Gläubiger soll durch verbesserte Register-
auskünfte (Handels-, Melde-,Sozialversicherungs- und Steuerregister)  und eine Offenbarungs-
versicherung des Schuldners verbessert werden. Ein Handbuch zum/zur Zwangsvollstre-
ckungsrecht und –praxis in den Mitgliedstaaten sind weitere Maßnahmen, die von der Kommis-
sion zur Diskussion gestellt worden sind. Einzelheiten unter

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/395&format=HTML&aged=0&l
anguage=DE&guiLanguage=de

6. EU – Feuerwehr
Die Schaffung einer  EU–Katastrophenschutztruppe nimmt Gestalt an. Das Parlament hat-
te am 4.9.2007 eine „Europäische Feuerwehr“ gefordert, die unter Verwendung der vorhande-
nen Ressourcen der Mitgliedstaaten bei Überschwemmungen, Waldbränden, Erdbeben, Indust-
rieunfällen und Verseuchung von Seen und Meeren zum Einsatz kommen soll. Die Kommission 
hat nun in einer Mitteilung vom 5.März einen Aktionsplan mit spezifischen Maßnahmen für Ende 
2008 vorgestellt. U.a. soll eine bereits bestehende Einsatzstelle der EU zu einem richtigen Ope-
rationszentrum ausgebaut werden — mit Bereitschaftskontingenten in den Mitgliedstaaten oder 
sogar mit eigenen, Eu-finanzierten Einsatzkräften, z.B. Löschflugzeugen.  Vorgesehen ist auch 
ein europäisches Ausbildungsnetz für Katastrophenschutz, das auf das Know-how der Mitglied-
staaten im Bereich des Zivilschutzes zurückgreift. Die Entschließung des Parlaments vom 
4.9.2007 unter

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2007-
0362+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE
Die Mitteilung der Kommission vom 5.3.2008 unter
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http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/385&format=HTML&aged=0&l
anguage=DE&guiLanguage=en

7. EU-Ferienordnung ?
Wird es eine europäische Ferienordnung geben? Das ist derzeit überhaupt noch nicht ab-
sehbar. Das Parlament hat in einem Initiativbericht vom 29.10.2007 zum Thema “Eine neue EU-
Tourismuspolitik” die Kommission aufgefordert, die Idee einer zeitlich und regional gestaffelten 
europäischen Ferienordnung einer Folgenabschätzung zu unterziehen. Die Entzerrung der eu-
ropäischen Ferienordnung würde nicht nur eine bessere Auslastung der touristischen Klein- und 
Mittelbetriebe bringen und das europäische Verkehrsnetz entlasten, sondern die Hauptsaison-
zeiten entzerren und damit für den Konsumenten weniger hohe Preise bedeuten. Eine vertiefte 
Diskussion wird erst beginnen, wenn die Kommission die geforderte Folgenabschätzung vor-
legt. Der Initiativbericht (dort Ziff. 84) unter

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2007-
0575+0+DOC+XML+V0//DE

8. Hotelklassifizierung
Das Parlament hat eine harmonisierte Hotelklassifizierung in Europa befürwortet. In ei-
nem Initiativbericht zum Thema “Eine neue EU-Tourismuspolitik” wird gefordert, dass die 
Verbraucher präzise Informationen über die Bedeutung der Klassifizierung erhalten, egal in 
welchen Mitgliedstaat sie reisen; so bedeuteten drei Sterne in Amsterdam nicht immer densel-
ben Komfort wie in Athen. Ziel ist (noch) nicht ein einheitliches System der Hotelklassifizierung 
in ganz Europa. Es soll aber (in einem ersten Schritt) eine gemeinsame Ausgangsbasis mit ein-
heitlichen Kriterien geschaffen werden, die die Bedeutung der "Sterne" in den einzelnen Mit-
gliedstaaten besser verständlich macht. Das Parlament hat die Kommission aufgefordert,  in 
Zusammenarbeit mit den Vertretungen des Beherbergungsgewerbes eine Methodik zur Schaf-
fung von Mindeststandards für die Beherbergungsleistungen festzulegen, wobei die Einführung 
einer CE-Kennzeichnung für Unterkünfte  ausdrücklich angesprochen wurde. Der Initiativbericht 
(dort Ziffer 19 ff) unter

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2007-
0575+0+DOC+XML+V0//DE

9. Leseschwäche
In der EU kann jeder vierte Schüler nicht richtig lesen. Das hat ein Vergleich der Daten aus 
der PISA-Studie vom Dezember 2007 ergeben. Der Anteil leseschwacher Schüler wuchs von 
21,3% aller 15-Jährigen im Jahr 2000 auf 24,1% im Jahr 2006. Damit hatte fast jeder vierte jun-
ge Europäer mit Problemen beim Lesen zu kämpfen. Texte werden so schlecht verstanden, 
dass es für eine Berufsausbildung nicht reicht.  Als leseschwach gelten die Schüler, die größere 
Probleme haben, eine Tageszeitung oder ein einfacheres Buch zu lesen. In Deutschland ver-
besserte sich die Lesefähigkeit zwar gegen den EU-Trend von 22,6% auf 20,0%, weit entfernt 
allerdings von dem EU-Ziel, diesen Wert bis zum Jahr 2010 auf 17% zu senken.

10. Magnetspielzeug
Magnetspielzeug muss in den EU-Staaten einen Warnhinweis tragen. Das betrifft Spiel-
zeug, das unbefestigte oder ablösbare Magnete sowie andere magnetische Bestandteile ent-
hält, die von Kindern verschluckt werden können. Bei dem Warnhinweis handelt es sich um 
eine vorläufige Lösung, um die Zeit bis zum Abschluss der Normüberarbeitung durch das Euro-
päische Komitee für Normung (CEN) zu überbrücken. Im Sommer 2009 soll die aktualisierte 
Norm vorliegen. In der Zwischenzeit soll der vorgeschlagene Warnhinweis auf allen Magnet-
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spielzeugen angebracht werden, die für Kinder eine Gefahr darstellen könnten. Deutschland hat 
bereits die Empfehlung ausgegeben, diese Hinweise ab 2008 auf freiwilliger Basis einzuführen. 

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/345&format=HTML&aged=0&l
anguage=DE&guiLanguage=de
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